
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 30. Oktober 2013

1208. Änderung der Verordnung über die Anwaltsgebühren – 
Erhöhung der Entschädigung für unentgeltliche Rechtsvertretung 
und amtliche Verteidigung; Vernehmlassung

Die Verwaltungskommission des Obergerichts schlägt eine Änderung
der Verordnung über die Anwaltsgebühren vom 8. September 2010 
(AnwGebV; LS 215.3) vor. Danach soll die Entschädigung für unent-
geltliche Rechtsvertretungen und amtliche Verteidigungen auf Fr. 220
pro Stunde festgeschrieben werden. Der Zürcher Anwaltsverband
 beantragte bei der Verwaltungskommission der Obersten Gerichte des
Kantons Zürich die Erhöhung der entsprechenden Entschädigung auf
Fr. 260. 

Heute werden amtliche Rechtsvertretungen in der Regel mit Fr. 200
pro Stunde entschädigt. Grundlage dafür ist das Kreisschreiben der
Verwaltungskommission des Obergerichts vom 13. März 2002, womit
der Ansatz für amtliche Mandate ab 1. April 2002 auf Fr. 200 (zuzüglich
Mehrwertsteuer) festgelegt wurde. Diese Ansätze werden auch für un-
entgeltliche Rechtsvertretungen in Zivilsachen angewendet, soweit die
Entschädigung nach Zeitaufwand bemessen wird.

Die Verwaltungskommission des Obergerichts ist gemäss dem ab 
1. Januar 2010 geltenden Prozessrecht nicht mehr zuständig, Beschwerden
betreffend die Höhe der festgelegten Entschädigungen für unentgeltliche
oder amtliche Rechtsvertretungen zu behandeln. Dafür ist seither der
ordentliche Beschwerdeweg vorgesehen. Da die Verwaltungskommission
somit die Höhe des geltenden Ansatzes nicht mehr im Rahmen ihrer
Rechtsprechungstätigkeit durchsetzen kann, drängt sich eine Festsetzung
in der AnwGebV auf. 

Der heutige Ansatz von Fr. 200 wird seit 1. April 2002 angewendet. 
In Berücksichtigung der seitherigen Teuerung von 6,5% wäre eine Er-
höhung des Stundenansatzes auf Fr. 215 gerechtfertigt. Aufgrund der
allgemeinen hohen Kostenstruktur auf dem Platz Zürich soll nunmehr
eine Anhebung des Stundenansatzes um 10% auf Fr. 220 erfolgen. Damit
soll sichergestellt werden, dass auch unentgeltlich bzw. amtliche vertre-
tene Parteien weiterhin von bestens qualifizierten Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten vertreten werden. Der neue Ansatz liegt im oberen
 Bereich des interkantonalen Durchschnitts. Er bringt erhebliche Mehr-
kosten mit sich. 
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Auf Antrag der Direktion der Justiz und des Innern 

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an die Verwaltungskommission des Obergerichts des
Kantons Zürich (auch per E-Mail an: info.obergericht@gerichte-zh.ch): 

Mit Schreiben vom 5. September 2013 haben Sie uns einen Entwurf
für eine Änderung der Verordnung über die Anwaltsgebühren unter-
breitet. Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern
uns wie folgt: 

1. Vorbemerkungen

Die Erhöhung der Ansätze für die Entschädigung für die unentgelt-
liche Rechtsvertretung (und die amtliche Verteidigung) wirkt sich auch
auf die Rechtsmittelverfahren aus, die vom Regierungsrat zu entscheiden
sind. Gemäss §9 Abs. 1 der Gebührenverordnung des Verwaltungsge-
richts vom 23. August 2010 (LS 175.252) wird die unentgeltliche Rechts-
beiständin oder der unentgeltliche Rechtsbeistand nach den Stunden-
ansätzen des Obergerichts für die amtliche Verteidigung entschädigt.
Diese Bestimmung gilt für die Rechtsmittelentscheide des Regierungs-
rates zwar nicht unmittelbar. Mangels einer entsprechenden Regelung
für die Verwaltungsrekursverfahren gelten gemäss Lehre (Kölz/Bosshart/
Röhl, Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons
 Zürich, 2. Aufl., §16 N. 49) aber die allgemeinen Grundsätze. Um auch in
einem Verfahren, das mehrere Instanzen beschäftigt, eine einheitliche
Entschädigung der unentgeltlichen Rechtsvertretung zu erreichen, sei
es angebracht, dass die Verwaltungs- und Verwaltungsrekursbehörden
diese Ansätze ebenfalls als Richtlinie betrachten würden. Praxisgemäss
gehen diese Behörden denn auch bei der Entschädigung einer unent-
geltlichen Rechtsbeiständin oder eines unentgeltlichen Rechtsbeistan-
des vom Ansatz aus, den auch das Verwaltungsgericht anwendet. Dieser
Ansatz liegt derzeit bei Fr. 200. Auch wenn dies gesetzlich nicht vorge-
sehen ist, hätte eine Erhöhung des Ansatzes auf Fr. 220 faktisch zur
Folge, dass auch der Regierungsrat und andere Verwaltungsbehörden
bei Entscheiden über die Entschädigung der unentgeltlichen Rechts-
verbeiständung ihre Praxis danach ausrichten würden bzw. müssten. 

2. Zur Änderung im Besonderen

2.1 Mit der Erhöhung des Stundenansatzes um 10% von Fr. 200 auf
Fr. 220 soll einerseits sichergestellt werden, dass auch unentgeltlich ver-
tretene Parteien weiterhin von bestens qualifizierten Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten vertreten würden. Ob diese Begründung stichhaltig
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ist, lässt sich kaum nachweisen. Insbesondere ist nicht erkennbar, ob eine
Rechtanwältin oder ein Rechtsanwalt, die oder der zu einem höheren
Stundenansatz tätig wird, für die vertretene Partei wirkungsvollere
 Arbeit leistet als die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt, die oder der
einen tieferen Stundenansatz verrechnet. Zudem erscheint im Bereich
der strafrechtlichen Mandate der jetzige Tarif von Fr. 200 insoweit noch
wettbewerbsfähig, als sich im Kanton Zürich insgesamt über 500 Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte für die Bestellung als amtliche Vertei-
digerin bzw. amtlicher Verteidiger und für unentgeltliche Rechtsbeistand-
schaften angemeldet haben. Schon daraus geht hervor, dass der jetzige
Tarif nicht unattraktiv ist, zumal bei dieser Art Mandate auch kein In-
kassorisiko besteht. Im Vergleich mit anderen Kantonen entspricht der
geltende Ansatz dem schweizerischen Durchschnitt.

Anderseits wird die Erhöhung mit der Teuerung seit der letzten An-
passung, die auf den 1. April 2002 erfolgt ist, begründet. Seither betrage
die Teuerung rund 6,5%, weshalb eine inflationsbedingte Erhöhung auf
Fr. 215 (genauer: Fr. 213) gerechtfertigt wäre. Wäre eine Erhöhung des
Stundenansatzes aufgrund der Teuerung um 6,5% ausgewiesen, würde
aus unserer Sicht eine stichhaltige Begründung für eine Erhöhung um
10% fehlen. Die «allgemein hohe Kostenstruktur auf dem Platz Zürich»
kann nicht massgebend sein, sondern kann höchstens als Argument für
einen über dem schweizerischen Durchschnitt festgelegten Stundenan-
satz angeführt werden. Es ist davon auszugehen, dass dieser Faktor be-
reits bei der Festlegung des heutigen Ansatzes berücksichtigt wurde. Eine
überdurchschnittliche Erhöhung der Kosten seit April 2002 ist angesichts
der sich teilweise vermindernden Infrastrukturkosten nicht ersichtlich.
Eine Erhöhung der Entschädigung für die unentgeltliche Rechtsvertre-
tung und die amtliche Verteidigung über den Ausgleich der Teuerung
 hinaus ist somit von vornherein nicht gerechtfertigt.

Angesichts der angespannten finanziellen Lage des Kantons und all-
gemeiner Sparbemühungen erscheint aber auch eine Anpassung der Ent-
schädigung an die Teuerung nicht angezeigt. Dabei weisen wir insbeson-
dere darauf hin, dass der bisherige Ansatz von Fr. 200 im interkantonalen
Vergleich als durchschnittlich einzustufen ist. Von daher ist bereits heute
hinreichend sichergestellt, dass auch unentgeltlich bzw. amtlich vertre-
tene Parteien von qualifizierten und erfahrenen Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten vertreten werden können.

Wir beantragen daher, den Stundenansatz für die unentgeltliche Rechts-
vertretung und die amtliche Verteidigung bei Fr. 200 zu belassen. Dass der
Stundenansatz nunmehr in der AnwGebV festgesetzt werden soll, befür-
worten wir.
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2.2 Eine Erhöhung des Stundenansatzes würde nicht nur für die Zivil-
und Strafgerichte sowie für die Strafverfolgungsbehörden erhebliche
Mehrkosten mit sich bringen. Vielmehr würden sich auch die Kosten
des Verwaltungsgerichts, des Sozialversicherungsgerichts, des Bau- und
des Steuerrekursgerichts sowie der Verwaltungs- und Verwaltungsrekurs-
behörden erhöhen. Aufgrund der Anhebung des Tarifs würde es auch zu
Mehrkosten bei den Gemeinden im Bereich des Kindes- und Erwach-
senenschutzes kommen. In der Vernehmlassungsvorlage werden die finan-
ziellen Konsequenzen der vorgesehenen Anpassung nicht dargelegt. Dies
wäre unseres Erachtens jedoch in analoger Anwendung von Art. 67
Abs. 1 KV angezeigt.

2.3 Der Stundenansatz soll für den Regelfall festgelegt werden. Wir
regen im Sinne einer einheitlichen Praxis an, in den Erläuterungen aus-
zuführen, in welchen Fällen unter Umständen ein höherer (oder tieferer)
Stundenansatz gerechtfertigt wäre.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Regierungsrates sowie an die Direk-
tion der Justiz und des Innern.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


